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tere freiwillige Zuwendungen des Stifters zu, über deren Art 
und Höhe der Stifter nach seinem Ermessen entscheidet.

(2) Die laufende Arbeit der Stiftung wird aus Erträgen und 
Zinsen aus diesem Vermögen sowie aus Spenden und sonsti­
gen Zuwendungen finanziert. Investitionen im Sinne des Stif­
tungszwecks können aus dem Stiftungsvermögen finanziert 
werden, sofern dessen Umfang dadurch nicht geschmälert 
wird.

(3) Der Jahresabschluß der Stiftung erfolgt durch einen un­
abhängigen Wirtschaftsprüfer. Sein Bericht ist dem Kurato­
rium sowie den zuständigen Aufsichtsbehörden vorzulegen.

§5

Leistungen

(1) Leistungen können gewährt werden für einmalige oder 
wiederkehrende Maßnahmen oder ständige Einrichtungen, die 
der Jugendarbeit dienen. Unterstützt werden solche Maßnah­
men oder Einrichtungen, die dem Vorstand förderungswürdig 
erscheinen.

(2) Leistungen werden vom Vorstand auf Antrag durch Be­
schluß gewährt. Antragsrecht hat jedes Vorstandsmitglied. 
Gesuche um Unterstützung sind an den Vorstand oder an den 
von ihm Beauftragten zu richten.

(3) Bei seiner Entscheidung handelt der Vorstand entspre­
chend dem Stiftungszweck nach pflichtgemäßem Ermessen. Im 
Rahmen dieses Ermessensspielraums sind seine Entscheidun­
gen weder behördlich noch gerichtlich anfechtbar.

(4) Alle Leistungen erfolgen freiwillig und mit der Mög­
lichkeit des Widerrufs. Ein Rechtsanspruch auf Zuwendung 
von Stiftungsmitteln besteht nicht. Leistungsansprüche kön­
nen nur aufgrund schriftlicher Leistungszusagen der Stiftung 
entstehen, nicht jedoch durch Berufung auf Gleichbehandlung 
oder aufgrund bereits mehrfach gewährter Leistungen.

(5) Die Stiftung darf keine Person durch Verwaltungsaus­
gaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. Mitglieder 
des Vorstandes und des Kuratoriums erhalten über eine Auf­
wandsentschädigung und eine Erstattung ihrer Kosten hinaus 
keine Zuwendungen. Uber die Höhe der Aufwandsentschädi­
gung entscheidet der Vorstand.

§6

Vorstand

(1) Organ der Stiftung ist der Vorstand. Er besteht aus 
einem Vorsitzenden des Vorstandes, einem Stellvertreter des 
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern.

(2) Der Minister für Jugend und Sport beruft den ersten 
Vorstand. In den Vorstand werden Personen berufen, die 
sich bereits im Sinne des Stiftungszwecks verdient gemacht 
haben. Scheidet ein Vorstandsmitglied aus oder tritt es sein 
Amt nicht an, so hat der Vorstand innerhalb von vier Wochen 
einstimmig einen Nachfolger zu berufen.

(3) Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach Maßgabe des 
Stiftungszwecks und dieser Satzung. Darunter fällt insbeson­
dere die Beschlußfassung über Vergabe und Entzug von För­
dermitteln, die Verwaltung des Stiftungsvermögens, die Auf­
stellung des Wirtschaftsplanes und die Vorbereitung des Jah­
resabschlusses.

(4) Die Stiftung wird von zwei Vorstandsmitgliedern, unter 
denen der Vorsitzende oder sein Stellvertreter sein muß, ge­
richtlich und außergerichtlich vertreten.

(5) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Er faßt 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit.

§7
Kuratorium

Das Kuratorium berät den Vorstand und überwacht die Ein­
haltung des Stiftungszwecks. Es besteht aus zehn Vertretern 
verschiedener gesellschaftlicher Gruppierungen, die Jugend­
arbeit betreiben. Die Mitglieder des Kuratoriums werden vom 
Vorstand persönlich für drei Jahre berufen.
Das Kuratorium wählt mit Zweidrittelmehrheit einen Spre­
cher. Dieser kann vom Vorstand Einsicht in alle Unterlagen 
der Stiftung verlangen.
Das Kuratorium tagt mindestens, einmal im Jahr. Außer­
ordentliche Tagungen können vom Kuratorium mit Zweidrit­
telmehrheit beschlossen oder vom Vorstand einberufen wer­
den.
Das Kuratorium kann Empfehlungen an den Vorstand mit 
einfacher Mehrheit beschließen.
Der Vorstand kann Aufgaben an das Kuratorium delegieren, 
wenn dieses zustimmt.

§8

Geschäftsführung

Der Vorstand kann zur Führung der Stiftungsgeschäfte Ge­
schäftsführer bestellen, die an die Beschlüsse des Vorstandes 
gebunden sind. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§9
Fach- und Rechtsaufsicht

Vorbehaltlich einer künftigen gesetzlichen Regelung übt das 
Ministerium für Jugend und Sport die Fach- und Rechtsauf­
sicht aus.

§ 10

Satzungsänderung, Auflösung

Satzungsänderungen können vom Vorstand nur einstimmig 
im Sinne des Stiftungszwecks beschlossen werden und bedür­
fen der Zustimmung der Stiftungsaufsichtsbehörde. 
Satzungsänderungen, die aufgrund künftigen Stiftungsrechts 
notwendig werden, fügt der Vorstand unter Wahrung des 
Stifterwillens in die Satzung ein.
Bei Auflösung der Stiftung fällt das Vermögen zu gleichen 
Teilen an die Länder, in denen die Stiftung gemäß § 2 tätig 
ist. Es ist von den obersten Jugendbehörden dieser Länder 
im Sinne der unter § 2 genannten Zweckbindung zu verwen­
den.

Anordnung 
über die Verfahreasregelung 

zur Überleitung der Sparkassen an die Gewährträger
vom 29. August 1990

Gemäß § 28 Abs. 2 des Gesetzes vom 29. Juni 1990 über den 
Status und die Organisation der Sparkassen (Sparkassen­
gesetz) (GBl. I Nr. 40 S. 567) wird im Einvernehmen mit dem 
Minister für Regionale und Kommunale Angelegenheiten 
zum Vollzug des Sparkassengesetzes folgendes angeordnet:


